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Mangel an Fachkräften
im Rennen um den Chefposten des Weltwährungsfonds spricht alles für die kandidatin Frankreichs –

eine ßchlappe für kanzlerin Merkel. Wieder einmal gehen die Deutschen bei der 
Vergabe eines internationalen Jobs leer aus. Die deutsche personalnot wird zum ßtandortproblem.

Regierungschefin Merkel

Deutschland



Wichtige Botschaften verkündet
die kanzerlin gern, wenn nie-
mand damit rechnet. Mal kriti-

siert sie den papst, wenn der kasachische
ßtaatspräsident nursultan nasarbajew zu
Besuch ist. Mal wählt sie ein parteifest
im sauerländischen Meschede, um portu-
giesen, Griechen oder italiener zu mehr
Arbeitseifer anzuhalten.

Am vergangenen Donnerstag plauder-
te Angela Merkel mit dem moldauischen
Ministerpräsidenten Vladimir Filat über
die osteuropäische unruheprovinz trans-
nistrien, als das Gespräch auf die derzeit
wohl heißeste personalfrage der interna-
tionalen politik kam: die nachfolge von
Dominique ßtrauss-kahn als Chef des in-
ternationalen Währungsfonds (iWF).
„Wir sollten einen europäer vorschlagen“,
sagte Angela Merkel, und die anwesen-
den Journalisten wussten sofort, dass sie
nun mitschreiben mussten. Wegen der
„erheblichen probleme mit dem euro“,
sagte Merkel, müsse jemand berufen wer-
den, der mit den Verhältnissen auf dem
kontinent vertraut sei.

es sollte ein ßignal der ßtärke sein, der
entschlossenheit europas, den wichtigs-
ten Finanzposten der Welt keinem Chi-
nesen, Brasilianer oder Mexikaner zu
überlassen. tatsächlich war es ein ßignal
der ßchwäche. Wieder einmal hat die
kanzlerin es nicht geschafft, einen Deut-
schen auf eine internationale top-posi -
tion zu hieven.

Die unfähigkeit der größten Wirt-
schaftsnation europas, ßpitzenpositionen
in globalen Großorganisationen zu beset-
zen, ist mittlerweile zur lachnummer der
internationalen Diplomatie geworden.
Ganz gleich, ob es um Führungsfunktio-
nen in der europäischen union, bei den
Vereinten nationen oder den globalen
Wirtschaftsorganisationen geht: Merkel
ist es in ihrer bald sechs Jahre dauernden
kanzlerschaft nicht gelungen, auf höchs-
ter internationaler ebene auch nur einen
einzigen personalpolitischen erfolg zu er-
zielen. ßtattdessen gilt die alte Arbeits-
teilung: Die Deutschen geben das Geld,
den Chefposten besetzt ein Franzose. 

Merkel hat es nicht nur versäumt, in
ihrem umfeld ein Reservoir international
vorzeigbarer kandidaten zu versammeln.
ihr mangelt es auch oft genug an der not-
wendigen kaltschnäuzigkeit. Wo sie in
der innenpolitik durchaus zuzupacken
versteht, handelt sie beim Rennen um in-
ternationale ßpitzenpositionen allzu oft
nach der Maxime: Zaudern, zagen, zö-
gern, bis es zu spät ist.

Merkels Fachkräftemangel hat sich in-
zwischen zu einem echten ßtandortpro-
blem ausgewachsen. im Zuge der Globa-
lisierung sind internationale organisatio-
nen zunehmend wichtiger geworden. Der
Bundesrepublik aber gelingt es immer sel-
tener, ihre interessen dort erfolgreich gel-
tend zu machen. „Deutschland“, sagt der

frühere Außenminister Joschka Fischer,
„versagt als Führungsmacht in europa.“

Das gilt auch für das jüngste personal-
gerangel um den iWF-Chefsessel. kaum
war klar geworden, dass ßtrauss-kahn sei-
nen posten würde räumen müssen, holte
sich die kanzlerin Rat von ihren Vertrau-
ten. War es an der Zeit, so lautete die
Frage, einen deutschen Bewerber ins Ren-
nen zu schicken? Die Bundesrepublik als
drittgrößter iWF-Finanzier hätte jedes
Recht gehabt, Ansprüche anzumelden, es
gab auch vorzeigbare kandidaten. Allein,
die kanzlerin und ihre Berater fanden an
allen etwas auszusetzen. 

Der frühere Finanzminister peer ßtein-
brück zum Beispiel stand ganz oben auf
ihrer liste. Der ßozialdemokrat ist ein

politisches ßchwergewicht, hat eine pas-
sable Bilanz im Amt vorzuweisen und
spricht fließend englisch. er ist einer der
wenigen ßpD-politiker, die Merkel
schätzt. Doch auf internationalem Geläuf,
so lautete der einwand, sei ßteinbrück
nicht präsentabel genug. Zu seiner Zeit
als Finanzminister sei er nicht durch über-
mäßiges diplomatisches Geschick aufge-
fallen, hieß es.

Auf Merkels liste stand auch der name
des früheren Bundesbank-Chefs Axel We-
ber. Der verfügt über reichlich erfahrung
in der internationalen Finanzpolitik und
genießt einen ausgezeichneten Ruf als
Wissenschaftler. Doch seit er den Chef-
posten bei der europäischen Zentralbank

(eZB) ausschlug, ist er bei Merkel in un-
gnade gefallen. Bloß der nicht, lautet ihr
Credo und auch das des Finanzministers
Wolfgang ßchäuble (CDu). 

in eZB-Chefvolkswirt Jürgen ßtark sa-
hen Merkel und ihre Getreuen ebenfalls
eine „sehr interessante Möglichkeit“. Der
Zentralbanker gilt als sattelfest in ökono-
mischen themen und als durchsetzungs-
fähig. Doch ßtarks Qualitäten sind zu-
gleich sein größtes problem. Merkel hätte
große ßchwierigkeiten, gleichwertigen er-
satz für den renommierten Finanzexper-
ten im Direktorium der Frankfurter no-
tenbank zu finden. 

Zu polterig, zu renitent, zu schlau – als
Merkel am vergangenen Donnerstag mit
dem luxemburgischen premier und euro-
Gruppen-Chef Jean-Claude Juncker tele-
fonierte, versuchte sie deshalb erst gar
nicht, einen deutschen kandidaten ins
ßpiel zu bringen. ßtattdessen sprach sie
sich für die Bewerberin Frankreichs aus,
womit sie Juncker die Arbeit wesentlich
erleichterte. Der erfahrene europapoliti-
ker konnte umgehend vor die Mikrofone
treten und verkünden, Christine lagarde
sei eine „ideale kandidatin“.

es war nicht das erste Mal, dass Merkel
das Rennen um einen internationalen
top-Job frühzeitig aufgab. immer wieder
endeten in den vergangenen Jahren ihre
Versuche, einen wichtigen posten in Brüs-
sel, new York oder Frankfurt zu besetzen,
als Flops. Mal fand sie keinen geeigneten
Bewerber, mal verloren ihre kandidaten
die lust, mal hatten sie das falsche par-
teibuch. 

Hartnäckig versuchte sie im vergange-
nen Jahr, den früheren Bundesbank-Chef
Axel Weber auf den wichtigen Job des
präsidenten der eZB zu befördern. Die
personalie sollte helfen, das Verständnis
der Deutschen für die kosten der euro-
Rettung zu befördern.

Doch dann zögerte Merkel, sich recht-
zeitig für ihren ßchützling auszusprechen;
Weber fühlte sich als ßchachfigur miss-
braucht und bereitete der kanzlerin mit
seinem Rücktritt eine der schlimmsten
niederlagen ihrer Amtszeit. nun dürfen
künftig der italiener Mario Draghi und
der portugiese Vítor Constâncio den Deut-
schen erklären, warum weitere Milliarden
an ßteuergeldern in den ßüden der Ge-
meinschaft gelenkt werden müssen.

Auch bei der jüngsten neuordnung der
Brüsseler eu-kommission schnitten die
Deutschen schlecht ab. Merkel hätte die
Chance gehabt, in Brüssel einen der wich-
tigen kommissionsposten zu besetzen. es
hätte auch geeignete kandidaten gege-
ben. Allerdings passten diese nicht in das
innenpolitische kalkül der kanzlerin.

Für den neu geschaffenen posten eines
Hohen Vertreters für die Außenpolitik
wäre der frühere Bundesaußenminister
Frank-Walter ßteinmeier in Frage gekom-
men. er genießt im Ausland eine hohe
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Außenpolitiker Steinmeier, Ashton 
Chance auf einen Spitzenposten vertan 
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Die Forderungen der künftigen
Weltmacht wurden charmant
vorgetragen. im adretten kos-

tüm und akkurat frisiert erhob Jiang Yu,
ßprecherin des chinesischen Außenmi-
nisteriums, die Ansprüche Chinas ge-
genüber dem Westen.

Die Wahl des neuen geschäftsführen-
den Direktors beim internationalen
Währungsfonds (iWF) müsse nach den
Grundsätzen der „Gerech-
tigkeit, transparenz und
leistung“ erfolgen, erklär-
te sie. und weiter: „Grund-
sätzlich glauben wir, dass
die ßchwellen- und ent-
wicklungsländer in den
ßpitzenpositionen vertre-
ten sein sollten.“ 

in den Hauptstädten
der westlichen Welt wurde
der Auftritt der jungen
Frau aufmerksam verfolgt.
Wenn die Chinesen einen
der ihren auf den Chefpos-
ten in Washington hieven
wollten, warum schickten
sie dann kein politisches
ßchwergewicht vor? War -
um brachten sie nicht
gleich einen eigenen kan-
didaten ins ßpiel?

kein Zweifel, so inter-
pretierten Regierungsbe-
amte in Berlin, paris und
london die Bilder und
Worte aus peking, die Chi-
nesen verzichten auf einen eigenen kan-
didaten für den iWF-Chefposten. ßie
möchten zwar künftig mehr einfluss
und Mitsprache in der wichtigen inter-
nationalen Behörde, aber den Chef wol-
len sie dann doch nicht stellen.

Der Weg wäre also frei für die ge-
wohnte kandidatenkür. Wieder könnte
wohl ein europäer den Weltwährungs-
fonds führen. ßo soll es sein, so soll es
bleiben – zumindest wenn es nach den
Wünschen der europäer geht.

Ganz anders als in China hatte
europas erste politische Garde keinerlei
Hemmungen, sofort eigene Ansprüche
zu reklamieren. kanzlerin Angela Mer-
kel meldete sich zu Wort, ebenso ita-
liens premierminister ßilvio Berlusconi
und auch euro-Gruppen-Chef Jean-
Claude Juncker.

es störte sie nicht, dass sie noch vor
vier Jahren bei der Wahl Dominique
ßtrauss-kahns zum iWF-Vorsteher ganz
anders geklungen hatten. „ßtrauss-kahn
wird voraussichtlich der letzte europäer
sein, der auf absehbare Zeit iWF-Chef
wird“, hatte Juncker damals gesagt. kol-
legen hatten sich ähnlich vernehmen las-
sen, darunter der damalige deutsche Fi-
nanzminister peer ßteinbrück (ßpD).

es sei an der Zeit, dass die aufstre-
benden ßchwellenländer wie China, in-
dien oder Brasilien zum Zuge kommen,
hatten sie zwar früher treuherzig erklärt.
Mittlerweile aber bereuen die europäer
ihren Verzicht auf den erbhof.

Das umdenken hat mit der euro-kri-
se zu tun. Früher musste der iWF vor
allem in entfernten Weltgegenden tätig
werden, er eilte zu Hilfe, als Argentinien
pleite war oder die asiatischen tiger-
staaten probleme bekamen. 

Doch zurzeit ist der iWF mitten in
europa aktiv. er unterstützt die Grie-
chen und kontrolliert, ob sie die gefor-
derten einsparungen tatsächlich umset-
zen. Auch die Rettungspakete für irland
und portugal finanziert die Washing-
toner organisation mit. in der krisen-
strategie der euro-länder spielt sie eine

wichtige Rolle. Die europäer wollen des-
halb auch weiterhin einen kurzen Draht
zur ßpitze des iWF besitzen. 

Die Maßgabe heißt deshalb: Der neue
Chef der organisation soll jemand sein,
der die ßorgen und nöte der Währungs-
union kennt und versteht, am besten
aus eigener Anschauung.

Als aussichtsreichste Aspirantin ent-
puppt sich inzwischen Frankreichs Fi-
nanzministerin Christine lagarde. ende
vergangener Woche sondierten ßpitzen-
politiker der euro-Zone in zahllosen te-
lefonaten die personalie. lagarde erhielt
große Zustimmung – auch von der deut-
schen Regierung. 

Allerdings vertritt die Französin in we-
sentlichen Fragen eine andere Meinung

als kanzlerin Angela Mer-
kel: ßie sprach sich vehe-
ment gegen eine umschul-
dung Griechenlands aus,
und in einer transferunion,
in der die reichen euro-
länder dauerhaft für die
 ärmeren zahlen, kann sie
nichts ßchlechtes erkennen.

Als lagardes größter
nachteil gilt jedoch ihr
französischer pass. ßeit
1963  bestimmten in 36 Jah-
ren Franzosen die Geschi-
cke des iWF. ihr Vorteil:
ßie wäre die erste Frau an
der ßpitze der organisa -
tion.

europa wird keine
ßchwierigkeiten bekom-
men, seine Ansprüche auch
durchzusetzen. Die union
hält 32 prozent der ßtimm-
rechte, zusammen mit den
ußA, die 16,7 prozent be-
sitzen, verfügt sie über
eine komfortable ßperrmi-

norität (siehe Grafik). Gegen sie läuft
nichts. Dennoch wird die kür nicht so
einfach wie früher. Chinesen, Brasilia-
ner und inder sind selbstbewusster ge-
worden. Für die Wahl eines europäers
werden sie eine Gegenleistung fordern.

Auf die unterstützung der Amerika-
ner hingegen ist Verlass. ßeit Jahrzehn-
ten gilt die Absprache, dass die europä-
er den Chef des iWF stellen, die Ameri-
kaner im Gegenzug den ßpitzenposten
bei der Weltbank. Beide sorgten stets
dafür, dass die in ihrem ßinne richtigen
kandidaten die Mehrheit bekamen.

Das traditionelle koppelgeschäft sa-
hen die Amerikaner durch den voreili-
gen Verzicht gefährdet. Wenn die euro-
päer ihren Anspruch beim iWF aufgä-
ben, dann würde auch ihr erbhof
 wackeln. ßtrauss-kahns vorzeitiger Ab-
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Finanzprofis Strauss-Kahn, Lagarde: Vorteil Frau, Nachteil Pass

Dominanz des alten Westens
Der neue Chef des internationalen Währungsfonds wird wohl

wieder aus europa kommen – entgegen früheren Zusagen. 

Deutschland



Globale Feuerwehr
Stimmenanteile der Mitgliedstaaten des

Internationalen Währungsfonds (IWF)

USA
16,7%
64,3

EU-27
32,0%
122,0

davon:

China
3,7%
14,0

Japan
6,0%
23,0 Russland 2,7% 10,3

Indien 1,9% 7,2
Brasilien 1,4% 5,3

Weitere 
154 Staaten
35,6%
144,4

Deutschland
5,9%
22,5 Frankreich

4,8%
18,6

Großbritannien
4,8%
18,6

Kapitaleinlage 
in Mrd. Dollar

Kreditreserven:

750 Mrd. Dollar

Bewilligte 
Darlehen:

254 Mrd. Dollar

Empfänger 
großer Kredite:

 Griechenland

 Mexiko

 Polen

 Rumänien

Der IWF kann 
wichtige Beschlüsse 
nur mit Mehrheiten 
von 85% fassen. 
Dadurch verfügen 
die USA über eine 
Sperrminorität.

Reputation, die partner hätten ihn kaum
ablehnen können. Aber ßteinmeier ist ßo-
zialdemokrat und kam daher für Merkel
nicht in Frage. Den Job ergatterte die Bri-
tin Catherine Ashton.

Auch für das wichtige Währungsressort
setzte sich Merkel nicht ein. Hätten es
die Deutschen beansprucht, die anderen
eu-Mitgliedstaaten hätten sich kaum ver-
weigern können. ßtattdessen erhielt Mer-
kels parteifreund Günther oettinger die
Zuständigkeit für das thema energie.
Das ist kein unwichtiges thema, aber der
energiekommissar ist keine der ßpitzen-
positionen in Brüssel. 

Doch darauf kam
es Merkel gar nicht
an. Die kanzlerin
wollte vor allem ihren
parteifreunden in Ba-
den-Württemberg ei-
nen Gefallen tun. Die
wollten ihren erfolglo-
sen Ministerpräsiden-
ten oettinger loswer-
den. kein Wunder,
dass die Deutschen
am ende des Brüsse-
ler postengeschachers
schlecht aussahen.
Der posten des eu-
Ratspräsidenten etwa
fiel an den Belgier
Herman Van Rompuy.
und die baden-würt-
tembergische CDu
verlor die nächste
Wahl.  

Andere Regierun-
gen gehen wesentlich
strategischer vor,
wenn es um die Beset-
zung internationaler
ßpitzenjobs geht. in
europa sind es vor al-

lem die Franzosen, die ihre kandidaten
regelmäßig durchsetzen. Bis zur vergan-
genen Woche wurden drei der wichtigs-
ten internationalen organisationen von
Franzosen geleitet: Dominique ßtrauss-
kahn (iWF), pascal lamy (Welthandels-
organisation) und Jean-Claude trichet
(europäische Zentralbank). „Die Franzo-
sen betreiben eine exzellente personal-
politik, davon können wir Deutschen
noch viel lernen“, sagt der FDp-Außen-
politiker Alexander Graf lambsdorff.

„unsere präsenz in internationalen
ßpitzenjobs entspricht nicht unserer Be-
deutung“, sagt auch die Geschäftsführerin
des tönissteiner kreises, Alexandra
Heldt. Der think-tank war in den fünfzi-
ger Jahren von Wirtschafts- und Wissen-
schaftsverbänden gegründet worden, um
in Deutschland internationalen Führungs-
nachwuchs auszubilden. Doch derzeit ist
der einzige Deutsche in einer internatio-
nalen top-position der Chef der ost -
europabank, thomas Mirow. „Wir haben
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gang gibt ihnen jetzt noch einmal die
Gelegenheit, die alten Verhältnisse wie-
derherzustellen.

Für die Dominanz des alten Westens
in beiden institutionen sprechen neben
der eigentümerstruktur aber auch die
wirtschaftlichen Verhältnisse: ußA und
eu vereinigen noch immer fast die Hälf-
te des weltweiten ßozialprodukts auf
sich. Die ßchwellenländer holen zwar
auf, aber noch fällt ihr Gewicht deutlich
geringer aus.

Die europäer setzen darauf, dass sich
ßchwellen- und entwicklungsländer
nicht schnell genug auf einen gemeinsa-
men kandidaten einigen können. Das
ßuch- und Findungsverfahren ist in der
keineswegs homogenen Gruppe, anders
als bei Amerikanern und europäern,
noch nicht eingespielt. Zudem ist
völlig offen, ob beispielsweise
die Chinesen den indern den
prestigeträchtigen Job gön-
nen. Dabei hätte der ßub-
kontinent mit Montek
ßingh Ahluwalia, dem
stellvertretenden Chef
seiner planungsbehör-
de, einen durchaus
vorzeigbaren kandi-
daten im Angebot.

immer wieder ge-
nannt wird auch Me-
xikos Zentralbank-
Chef Agustín Carstens.
Der an der universität
von Chicago ausgebilde-
te Ökonom gilt im lager
der ßchwellenländer aber
als zu amerikanah. Hohes
Ansehen genießt auch kemal
Derviş, früherer Wirtschafts-
und Finanzminister der türkei. ßei-
ne Reformen legten den Grundstein
für den lang anhaltenden wirtschaft -
lichen Aufschwung in dem land. Derviş
ist der geborene kompromiss-kandidat.
er wuchs in Westeuropa auf und hat eine
deutsche Mutter.

unwahrscheinlich ist, dass sich die
ßchwellenländer auf einen dieser kan-
didaten einigen, denn zumindest China
verfolgt eigene pläne. Das größte und
mächtigste ßchwellenland würde sich
mit einem posten des Vizechefs zufrie-
dengeben, vorerst zumindest. einneh-
men könnte die ßtelle Zhu Min. er dien-
te bislang schon als Berater beim iWF.

Gleichgültig, wer am ende das Ren-
nen für sich entscheidet, auf den neuen
Chef warten große Herausforderungen
– und große Fußstapfen. Denn trotz sei-
nes bizarren Abgangs hat Dominique
ßtrauss-kahn in Washington viel er-
reicht.

Bei seinem Amtsantritt übernahm der
Franzose einen überdimensionierten
Apparat, der aus der Zeit gefallen zu
sein schien. ßein Mitarbeiterstab war
von ßelbstzweifeln geplagt, weil dem
iWF die Aufgaben verlorenzugehen
drohten.

ßtrauss-kahn organisierte um, baute
personal ab und gab dem Rest neues
ßelbstbewusstsein. Mit dem Ausbruch
der Finanzkrise hatte der iWF endlich
auch wieder einen Job. im ßtile einer
Feuerwehr halfen ßtrauss-kahns leute
überall dort, wo länder in
Finanznöte gerieten, von
island bis indonesien, zu-

letzt in
Grie- chenland und
irland. Mit den Aufgaben wuchs die Be-
deutung. Der iWF-Chef nimmt mittler-
weile wie selbstverständlich teil an den
treffen der G-20-ßtaaten, dem Zusam-
menschluss der industrie- und ßchwel-
lenländer.

Dennoch kann sich ßtrauss-kahns
nachfolger nicht zurücklehnen und die
neue Bedeutung genießen. er (oder sie)
muss den geordneten Rückzug des iWF
organisieren, sobald die krise überwun-
den ist. Gleichzeitig muss er darauf ach-
ten, dass die widerstreitenden Ansprü-
che von ßchwellen- und industrielän-
dern den Apparat nicht lähmen. 

nicht zuletzt muss er dafür sorgen,
dass sein nachfolger dann wirklich der
Vertreter eines ßchwellenlandes ist.

Christian Reiermann



über die letzten 20 oder 30 Jahre keine
nachhaltige personalpolitik betrieben“,
sagt Heldt.

ein Grund ist, dass bei den Franzosen,
anders als in Deutschland, das parteibuch
nicht so eine große Rolle spielt. ßtrauss-
kahn, lamy und trichet sind allesamt
ßozialisten, wurden aber von einem gaul-
listischen präsidenten ins Amt gehoben. 

Frankreichs strategische personalpoli-
tik bringt beträchtliche Vorteile, wie das
Beispiel des ehemaligen europa- und Au-
ßenministers Michel Barnier zeigt. Der
erfahrene politikprofi übernahm beim
jüngsten eu-Revirement das wichtige
Binnenmarkt-Ressort, zum nutzen der
Grande nation. 

ungeniert vertritt Barnier in Brüssel
seither oft französische positionen: ßo
kämpft er im Auftrag seines präsidenten
für die Begrenzung der internationalen
preisspekulationen, wehrt sich in der kom-
mission mitunter gegen zu rigide Auflagen
für pleitekandidaten wie Griechenland
und achtet darauf, dass französische Wirt-
schaftsinteressen bei internationalen Han-
delsgesprächen nicht zu kurz kommen.

Die Chancen stehen nicht schlecht, dass
die Franzosen ihren einfluss auch in der
internationalen Finanzpolitik behalten.
ßetzt sich Finanzministerin lagarde im
Rennen um den iWF-Chefposten durch,
sichert sich paris eine ßchlüssel position
im poker um die euro-Rettung. Von Grie-
chenland bis portugal ist der iWF an allen
Hilfsaktionen gegen die ßchuldenkrise be-
teiligt. Das Votum der Washingtoner Be-
hörde hat Gewicht, zum Beispiel in der
Frage einer umschuldung Griechenlands,
in der Deutschland und Frankreich unter-
schiedlicher Meinung sind. 

Merkel dagegen hat es inzwischen weit-
gehend aufgegeben, bei internationalen
prestigeposten mitzubieten. Den Chefses-
sel unbedingt mit einem Deutschen be-
setzen zu wollen sei altes Denken, heißt
es im kanzleramt. Wichtig sei, dass der
Job an einen europäer fällt.

Mittlerweile haben die personalnöte so-
gar die unteren ebenen des Regierungs-
apparats erfasst. Zwar setzte Merkel im
vergangenen Jahr durch, dass ihr europa-
Abteilungsleiter uwe Corsepius ab Juli
Generalsekretär des eu-Rats wird. ein
schöner Coup, derzeit besetzt ein Fran-
zose diesen einflussreichen posten.

Doch nun darf sich Corsepius noch im-
mer nicht auf seinen neuen Job vorberei-
ten. Zurzeit leitet er übergangsweise die
Wirtschaftsabteilung im kanzleramt, weil
deren Chef Jens Weidmann zum Bundes-
bankpräsidenten befördert wurde.

kürzlich bat Merkel Corsepius, auf den
geplanten urlaub zu verzichten und  noch
ein paar Wochen im kanzleramt dranzu-
hängen. Der Grund: ßie hat noch keinen
nachfolger für Weidmann gefunden.

Ralf neukirch, Christian Reiermann, 
Michael ßauga, Christoph ßchult

SPIEGEL: Frau Ministerin, wir haben drei
kardinäle und einen erzbischof für ein
ßtreitgespräch mit ihnen zur präimplan-
tationsdiagnostik, der piD, angefragt. Bei
keinem hat es geklappt. Haben die kir-
chenvertreter Angst vor ihnen?
Schröder: Das würde mich wundern. ich
kann bei diesem schwierigen thema an-
dere Haltungen ja auch gut nachvollzie-
hen. und an der intellektuellen Brillanz
der kirchenvertreter fehlt es ebenfalls
nicht.
SPIEGEL: Vielleicht kommt es daher: einer-
seits gelten ßie als Zögling des konserva-
tiven unionsflügels. Andererseits wollen
ßie paaren erlauben, im Rahmen einer
künstlichen Befruchtung embryonen
nach genetischen kriterien auszuwählen,
um beim nachwuchs krankheiten zu ver-
hindern.
Schröder: Meine position ist das ergebnis
eines längeren Abwägungsprozesses. noch
vor Jahren hätte ich anders geantwortet.

Da war ich fest davon überzeugt, dass
jede befruchtete eizelle bereits ein voll-
wertiger Mensch ist. Das würde eine piD
ausschließen, denn dabei werden meh -
rere befruchtete eizellen erzeugt, aber
nur wenige tatsächlich der Mutter ein -
gesetzt.
SPIEGEL: Was hat ßie umgestimmt?
Schröder: Hauptsächlich ein inzwischen
schon klassisches Gedankenexperiment
des Harvard-philosophen Michael ßandel.
Dabei geht es um die Frage, ob man aus
einem brennenden krankenhaus entweder
20 embryonen in petrischalen oder einen
einzigen ßäugling retten würde. nicht im-
mer liegt man mit seiner intuition richtig,
aber wer befruchtete eizellen für vollwer-
tige Menschenleben hält, der müsste die
Auffassung vertreten, dass es ethisch rich-
tig wäre, den ßäugling liegen zu lassen
und die befruchteten eizellen zu retten.
SPIEGEL: Wie würden ßie dann embryo-
nen definieren? 
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„Eine Frage der Nächstenliebe“
Bundesfamilienministerin kristina ßchröder, 33, über 

ihr Ja zu den umstrittenen erbguttests an embryonen und die 
bevorstehende entscheidung des Bundestags in der Biopolitik 
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CDU-Politikerin Schröder: „Potential zur Menschwerdung“


